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Die Stadtverordnetenversammlung
-Ausschuss für Frauenangelegenheiten 

  
Tagesordnung 1 Punkt 6 der öffentlichen Sitzung am 31. Januar 2012

Vorlagen-Nr. 11-F-03-0115

Regionale Bündnisse für Chancengleichheit
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 30.11.2011
Beschluss des Ausschusses für Frauenangelegenheiten Nr. 0058 vom 06.12.2011

Es gibt ein neues Projekt der EAF (Europäische Allianz für Familien) „Regionale Bündnisse für 
Chancengleichheit“, das in enger Kooperation und mit Förderung des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend durchgeführt wird.
Im Rahmen der Bündnisse sollen in ausgewählten Kommunen bzw. Regionen ge-meinsam mit 
kommunalpolitischen Akteuren und mit Unternehmen Handlungsfelder und Maßnahmen aufgezeigt 
werden, wie die beteiligten Unternehmen den Anteil von Frauen in Führungspositionen erhöhen 
können. Dazu gehört die Organisation und Durchführung von Workshops und von regionalen und 
bundesweiten Veranstaltungen sowie die Auswertung von Unternehmensanalysen und 
Durchführung betriebsindividueller Beratungen.

Der Ausschuss möge beschließen:
Der Magistrat wird gebeten,
zu prüfen, ob und wie Wiesbaden ausgewählte Kommune werden kann.

Beschluss Nr. 0007

Der Antrag ist durch die Aussprache erledigt.

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .02.2012
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Schuchalter-Eicke
Vorsitzende

Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .02.2012

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher
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Der Magistrat Wiesbaden,     .02.2012
    - 16 -

Dezernat I/F
mit der Bitte um Kenntnisnahme Dr. Müller

Oberbürgermeister
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